
Kleine Anfrage

Energiekostenpauschale, Kommunikation und Nutzung

Frage von Landtagsabgeordneter Manfred Kaufmann

Antwort von Regierungsrat Manuel Frick

Frage vom 01. März 2023
Seit Ausbruch des Ukraine-Kriegs vor einem Jahr sind die Energiepreise für Gas, Heizöl, Holzpellets und Strom, 

aber auch für Benzin und Diesel stark angestiegen. Hierzu wurde im Dezember-Landtag 2022 das sogenannte 

«Entlastungspaket Energiepreise» für einkommensschwache Haushalte und energieintensive Unternehmen 

geschnürt. Ein Baustein davon ist die Energiekostenpauschale als einmalige Auszahlung eines Geldbetrags an 

Haushalte, welche die Voraussetzungen für die Unterstützungsleistung erfüllen.Seit anfangs 2023 besteht die 

Antragsmöglichkeit und bis zum 13. Februar sind gemäss «Vaterland»-Bericht vom 16. Februar 392 Anträge 

eingegangen. Ein riesiger Ansturm ist demnach noch nicht zu verzeichnen, zumal die Regierung bei der 

Ausarbeitung des Entlastungspakets davon ausging, dass rund 5'000 Haushalte eine durchschnittliche 

Pauschale von CHF 1'000 erhalten werden. Dies führt mich zu folgenden Fragen:

* Wie erfolgte die Kommunikation an die Anspruchsberechtigten bei der Energiekostenpauschale? 

* Hängt aus Sicht der Regierung die tiefe Anzahl der bereits eingegangenen Anträge mit zu wenig 

Information zusammen? 

* Wird die Regierung hierzu anderweitige Kommunikationskanäle nutzen oder wie sieht die weitere 

Kommunikationsstrategie und Periodizität bis Ende Juni 2023 aus? 

* Mit welcher Anzahl Haushalten und betragsmässigen Unterstützungsleistungen rechnet die Regierung 

aktuell bis Ende Juni 2023 für die Energiekostenpauschale? 

* Wie wurden die energieintensiven Unternehmen über ihre Entschädigungsmöglichkeiten informiert und was 

müssen sie tun, um finanzielle Unterstützung zu erhalten?

Antwort vom 03. März 2023
Zu Frage 1:
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Neben der Berichterstattung in den Landeszeitungen über die Landtagssitzung vom Dezember 2022 und das 

dort beschlossenen «Entlastungspaket Energiepreise» wurden die Anspruchsberechtigten über folgende Kanäle 

informiert:

* Am 24. Januar 2023 erfolgte eine Medienmitteilung «Energiekostenpauschale für einkommensschwache 

Haushalte: Anträge können ab sofort gestellt werden». Diese Mitteilung wurde auf den Online-Portalen und 

in den Printausgaben der Landeszeitungen veröffentlicht. Ausserdem berichtete Radio Liechtenstein auf 

der Website und in mehreren Nachrichtensendungen über das Entlastungspaket Energiepreise.

* Im zitierten «Vaterland»-Artikel vom 16. Februar 2023 wurde die Möglichkeit der Antragstellung erneut 

erwähnt.

* Vom Amt für Soziale Dienste wurde ein Merkblatt «Energiekostenpauschale für einkommensschwache 

Haushalte» erstellt. Dieses ist seit Januar 2023 auf der Homepage unter asd.llv.li abrufbar.

* Dieses Merkblatt wurde sozialen Organisationen, die mit einkommensschwachen Haushalten in Kontakt 

sind, z.B. der Caritas Liechtenstein und der BSB Hand in Hand Stiftung, zur Kenntnis gebracht.

* Als Anhang zu den Verfügungen betreffend Prämienverbilligung wurde ein Beiblatt versendet, welches auf 

die Möglichkeit der Einmalunterstützung aufgrund gestiegener Energiepreise (Energiekostenpauschale) 

hinweist.

Zu Frage 2:

Nein.

Zu Frage 3:

Zusammen mit den Steuererklärungen wird potenziell anspruchsberechtigten Personen ein Begleitschreiben des 

Amtes für Soziale Dienste zugestellt. In diesem Schreiben wird sowohl auf die Möglichkeit der 

Prämienverbilligung als auch auf die Möglichkeit der Energiekostenpauschale hingewiesen.

Zu Frage 4:

Im Bericht und Antrag «Entlastungspaket Energiepreise» wurde von rund 5'000 Haushalten mit einer 

durchschnittlichen Pauschale von CHF 1'000 ausgegangen. Die Antragstellung ist seit Mitte Januar 2023 

möglich. Bisher sind 627 Anträge eingegangen.

Zu Frage 5:
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Gemäss Auskunft des Ministeriums für Inneres, Wirtschaft und Umwelt, fand eine erste Information über den 

Energiekostenzuschuss (EKZ) für energieintensive Unternehmen im Dezember 2022 unmittelbar nach 

Verabschiedung der Richtlinie der Regierung über die Ausrichtung des EKZ statt, und zwar über eine 

Medienmitteilung sowie online verfügbare Informationen auf der Homepage des Amtes für Volkswirtschaft 

(AVW). Nachdem das Antragstool aktiviert wurde, erfolgte im Februar 2023 eine weitere Information über eine 

Medienmitteilung sowie die Homepage des AVW. Die Informationen wurden jeweils über die Landesmedien 

verbreitet. Die Regierung und das zuständige Amt waren darüber hinaus bei der Ausarbeitung des EKZ in 

Kontakt mit der LIHK, der Wirtschaftskammer und dem Hotel- und Gastronomieverband (LHGV), so dass die 

Information auch über die Verbandsvertretungen erfolgte. Der EKZ kann mittels Online-Formular auf der 

Webseite des AVW unter der Rubrik "Subvention von Stromkosten 2023 / Energiekostenzuschuss" beantragt 

werden.

https://www.landtag.li/ 3 von 3


